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Vorwort 

Ohne fundierte Kenntnisse des Zivilprozessrechts ist das Kostenrecht nicht verständlich. Viele 
Probleme und divergierende Entscheidungen im Bereich des Kostenrechts sind auf prozessuale 
Besonderheiten zurückzuführen. Dieses Skript hat die Zielsetzung, die Zusammenhänge der 
prozessualen Besonderheiten mit den Auswirkungen auf das Kostenrecht darzustellen.  

Das Skript ist in Teil I. und Teil II. unterteilt. 

 

Teil I. ist der Darstellung  von geplanten bzw. bereits erfolgten Gesetzesänderungen und/oder 
Hinweisen auf aktuelle Rechtsprechungen vorbehalten. 

Dieser Teil beginnt mit einer in Ziffer 1.1 zusammengefassten Darstellung und den 
Anwendungsmöglichkeiten bei Bild- und Tonübertragungen sowie den Reformbestrebungen zur 
Ausweitung von Videoverhandlungen.  Es folgen in 1.2 Hinweise auf einige Änderungen des RVG, die 
vor dem Hintergrund anderer Gesetzesänderungen zu sehen sind. 

In Teil 2 wird zusammengefasst die ab dem 01.01.2022 für die Anwälte bestehenden aktiven 
Nutzungspflicht des beA dargestellt 

Die für die ZPO, das JVEG und RVG/GKG wesentlichen Gesetzesänderungen, die durch das am 
01.01.2021 in Kraft getretene KostRÄG 2021 eingetreten sind, haben nichts an Aktualität verloren und 
werden unter der Ziffer 3 dargestellt.  

In Teil II. geht es dann um die verfahrensrechtlichen Besonderheiten des  Erkenntnisverfahrens unter 
Einbeziehung der Vergütungsfestsetzung und der Vergütungsklage. Im Anschluss an das die Instanz 
abschließende Urteil wird das Rechtsmittel der Berufung behandelt. Es folgen das Streitwertrecht und 
das Kostenfestsetzungsverfahren.  Zahlreiche Beispiele, Formulierungshilfen sowie die Einarbeitung 
der einschlägigen Rechtsprechung sollen die Bearbeitung selbst komplexer Sachverhalte erleichtern.  

Das Skript ist auf dem Bearbeitungsstand April 2023. 
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Teil I 

Aktuelles/Gesetzesänderungen/Rechtsprechung 

In Ziffer 1 wird auf die bereits bestehende Möglichkeit von Bild- und Tonübertragungen im Zivilprozess 
sowie die Reformbestrebungen in Bezug auf beabsichtigte  Gesetzesänderungen hingewiesen. Es 
erfolgt ein kurzer Hinweis auf die Änderungen des RVG. 

In Ziffer 2 sind die ab dem 01.01.2022  maßgeblichen Vorschriften wegen der Nutzungspflicht des beA 
zusammengeafasst.  

Wegen der erheblichen Bedeutung der Änderungen durch das KostRÄG 2021 zum 01.01.2021 folgt 
dann  die Zusammenfassung der wesentlichen Änderungen unter der Ziffer 3.  

1 Aktuelles 

1.1 Bild- und Videoübertragungen / Reformbestrebungen 

Bereits ab dem 01.01.2002 besteht gem. § 128a ZPO die Möglichkeit, Videotechnik in der mündichen 
Verhandlung einzusetzen. Seit dem 01.11.2013 kann es den Beteiligten gestattet werden, sich 
während einer mündlichen Verhandlung an einem anderen Ort aufzuhalten. Die Corona Pandemie 
hatte u.a. auch Auswirkungen dahingehend, dass ab 2020 die Zahl von Verhandlungen mittels Bild- 
und Tonübertragungen i.S.d. § 128a ZPO zugenommen haben. Nach § 128a Abs. 1 S. 1 ZPO kann eine 
derartige Verhandlung von Amts wegen oder aber auf Antrag der Parteien durchgeführt werden. 
Damit ist das Erfordernis der körperlichen Präsenz in der mündlichen Verhandlung und damit auch der 
Unmittelbarkeitsgrundsatz gelockert.   

Aktuell sind Reformbestrebungen zur Erweiterung dieser Nutzugsmöglichkeiten im Gange. Das 
Bundesministerium der Justiz (BMI) hat einen Referentenentwurf mit dem Ziel erarbeitet, den Einsatz 
von Videokonferenztechnik bürgerfreundlicher, ressourcenschonender und effizienter zu gestalten.  
Dabei soll § 128a ZPO grundlegend neu formuliert werden. Unter anderem sind folgende Neuerungen 
vorgesehen: 

 Das Gericht soll ein Anordnungsrecht für die Videoverhandlung erhalten 

 Eine Zustimmung der Parteien ist nicht mehr erforderlich 

 Die Verfahrensbeteiligten können innerhalb einer bestimmten Frist beantragen, von der 
Anordnung ausgenommen zu werden 
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 Bei übereinstimmenden Anträgen der Parteien soll die Videoverhandlung angeordnet werden. 
Eine Ablehnung ist zu begründen und mit der sofortigen Beschwerde anfechtbar 

Zukünftig sollen auch vollvirtuelle Verhandlungen, bei der sich das Gericht nicht im Sitzungssaal 
aufhält, möglich sein 

 Der Öffentlichkeitsgrundsatz (§ 169 Abs. 1 S. 1 GVG) soll dadurch gewahrt werden, dass die 
Videoverhandlung an einem öffentlich zugänglichen Raum im Gericht übertragen wird. 

Auch die Regelungen zum Videoeinsatz bei der Beweisaufnahme (§ 284 ZPO) sollen erweitert 
werden. 
 
Die Videotechnik soll auch für Rechtsantragsstellen nutzbar sein, so dass Anträge und Erklärungen 
gegenüber dem Urkundsbeamten der Geschäftsstelle per Bild- und Tonübertragung erfolgen können.  
 
Im Verfahren zur Abnahme der Vermögensauskunft (§ 802f ZPO) soll die Möglichkeit bestehen, diese 
per Video oder an einem anderen Ort als in den Geschäftsräumen des Gerichtsvollziehers oder in der 
Wohnung des Schuldners abzunehmen. 
 
Die Regelungen zum Einsatz der Videotechnik sollen durch entsprechende Verweisungsnormen auch 
in der Arbeits-, Verwaltungs- und Finanzgerichtsbarkeit zur Anwendung kommen. Ausgenommen 
hiervon ist die Sozialgerichtsbarkeit. 
 
Die weitere Entwicklung bleibt abzuwarten. Die Stellungnahmen der Länder und der Berufsverbände 
liegen bereits vor, es gibt bereits erheblicheKritikpunkte. 
 
Bereits nach den bisherigen Erfahrungen ergeben sich erhebliche Probleme. Dies betrifft z.B. 
Versäumnisentscheidungen nach § 331 ZPO. Nach § 337 ZPO  hat das Gericht die Verhandlung zu 
vertagen, wenn die säumige Partei ohne Verschulden an dem Erscheinen gehindert  ist. Wird dem 
Beklagten gestattet, gem. § 128a ZPO an der Verhandlung im Wege der Bild- und Tonübertragung 
teilzunehmen, lässt sich hier aber eine Säumnis ohne Verschulden vielfach nicht einfach feststellen. 
Das OLG Celle (Beschluss vom 15.09.2022 – 24 W 3/22)  hatte einen derartigen Fall zu entscheiden, in 
dem eine Bild- und Tonübertagung mit dem Beklagtenvertreter trotz mehrfacher Versuche und 
telefonischer Rücksprache mit dem Richter des Landgerichts nicht zustande gekommen ist, Das 
Landgericht hatte dem Antrag des Klägervertreters auf Erlass eines Versäumnisurteils nämlich nicht 
entsprochen, sondern durch Beschluss entschieden, dass ein neuer Termin von Amts wegen bestimmt 
werde. Das OLG hat sich der Auffassung des Richters beim Landgericht dahingehend angeschlossen, 
dass wegen unverschuldeter Säumnis nach § 337 S. 1 ZPO die Verhandlung zu vertagen ist. 
 

 Hinweis: 
Sehr instruktiv zur bereits bestehenden Möglichkeit des Versäumnisurteils bei 
Videoverhandlungen gem. § 128a ZPO der Aufsatz von Wiss. Mit. Luise Burger in JM Februar 
2023, 46 f. 

1.2 Änderungen RVG 

Durch die Einführung neuer Gesetze ist es auch zu einigen Änderungen im RVG nach dem Inkrafttreten 
des KostRÄG 2021 gekommen. Da diese aber für das Skript nicht von Relevanz sind, erfolgen hier nur 
einige Hinweise: 
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 Der persönliche Anwendungsbereich des § 1 Abs. 1 RVG ist auf die besonderen Vertreter (statt 
auf Prozesspfleger) ausgedehnt worden. Dies vor dem Hintergrund, dass in den §§ 57 und 58 
ZPO das Wort „Prozesspfleger“ durch die Wörter „besondere Vertreter“ ersetzt worden ist. 

 Die Neuregelungen in § 1 Abs. 2 RVG beruhen ebenfalls auf Gesetzesänderungen. Die bisher in § 
1835 Abs. 3 BGB für den Betreuer geltende Regelung findet sich nun in § 1877 Abs. 3 BGB. Durch 
den Hinweis auf § 4 Abs. 2 des VBVG ist nun klargestellt, dass der Berufsvormund bei Erbringung 
anwaltlicher Tätigkeiten nach den Vorschriften des RVG abrechnen kann. 

 Im Vergütungsverzeichnis ist der Anwendungsbereich der Nr. 3328 VV RVG auf die „Aussetzung 
der Zwangsvollstreckung“ erweitert worden. 

  




